
689 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 
des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (669 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz abgeändert wird 
(21. Novelle zum Allgemeinen Sozialver-

sicherungsgesetz ) 

Im Mittelpunkt des vorliegenden Gesetzent­
wurfes steht die Erschließung erhöhter Einnah­
men für die soziale Krankenversicherung. In 
Verbindung damit stehen einige Leistungsver­
besserungen in diesem Versicherungszweig. 
Außerdem werden die Pensionsruhensbestim­
mungen des § 94 ASVG. wesentlich gelockert. 
Darüber hinaus enthält der Entwurf einige 
technische Anderungen, wie etwa die Beseiti­
gung kleiner Redaktionsversehen anläßlich 
früherer Novellierungen des Gesetzes, die Behe­
bung von Zitierungsfehlern und ähnliches. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung vom 4. De­
zember 1967 einer Vorberatung unterzogen. An 
der Debatte beteiligten sich außer dem Bericht­
erstatter die Abgeordneten Ku I h a n e k, Dok­
tor Musil, Pfeffe.r, Melter, Voll­
man n, Pan s i, lng. H ä u s e r, Alt e on b u r­
ger, Re ich, Herta W i n k I e r, Ho r rund 
K a b es c h sowie die Frau Bundesminister für 
soziale Verwaltung Grete Reh 0 r. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung mehrerer Ab­
änderungsanträge der Abgeordneten Ku I h a­
nek, Vollmann, Reich, Dr. Mussil, 
K a b e s c hund P f e f fer - die zum Groß­
teil die Unterstützung aller Fraktionen fanden -
angenommen. Bei einzelnen Bestimmungen er~ 
folgte die Annahme mit Mehrheitsbeschluß. 

Zu den vom Ausschuß vorgeschlagenen Knde­
rungen der Regierungsvorlage ist im wesent­
lichen folgendes zu bemerken: 

. Zu Art. I Z. 27 lit. c (§ 94 Abs. 5): 

Der neue Abs. 5 gibt die Möglichkeit, den 
sogenannten Jahresausgleich auch dann zu bean-

tragen, wenn die Voraussetzungen hiefür nicht 
während des ganzen Kalenderjahres bestanden 
haben. Diese Regelung ist vor allem auch von 
Bedeutung für jene Fälle, in denen der Pensions­
anspruch erst im Laufe eines K.alenderjahres ent­
steht. 

Zu Art. I Z. 49 (§ 164 Abs. 1 Z. 1): 

Satzungen einzelner Versicherungsträger sehen 
schon jetzt einen Entbindungsbeitrag insbeson­
dere für Angehörige vor, der in Verbindung mit 
dem Stillgeld weit über 1000 S, in manchen Fäl­
len bis zu 1700 S ausmacht. Um keine Leistungs­
verschlechterung eintreten zu lassen, soll in dem 
am 1. Jänner 1969 in Kraft tretenden § 164 den 
Versicherungsträgern die Möglichkeit einge­
räumt werden, in der Satzung den Entbindungs­
beitrag für die im Abs. 1 Z; 1 genannten An­
spruchsberechtigten bis auf 2000 S zu erhöhen. 

Zu Art. I Z. 55 (§ 171 Abs. 1 und Abs. 3 Z. 3): 

Um eine mögliche Leistungsverschlechterung 
auszuschließen, soll das Sterbegeld als gesetzliche 
Mindestleistung nicht das 20-, sondern das 
25fache der Beme,ssungsgrundlage betragen. 
Durch die Anfügung eines Satzes im Abs. 1 wird 
sichergestellt, daß die im § 171 Abs. 2 2. Halb­
satz in der derzeit geltenden Fassung enthaltene 
Bestimmung auch in Zukunft wird angewendet 
werden können, sodaß in diesen Fällen das 
höhere Sterbegeld gebühren wird. 

Nach § 169 Abs. 1 gebührt Sterbegeld beim 
Tod eines jeden Angehörigen. Da im § 171 
Abs. 3· Z. 3 der Regierungsvorlage nur von den 
Kindern die Rede ist, könnten Zweifel darüber 
entstehen, wie hoch das Sterbegeld im Falle des 
Todes anderer Angehöriger (zum Beispiel Enkel, 
Mutter, Schwester) sein soll. Es wurde daher der 
Ausdruck "eines Kindes" durch den Ausdruck 
"eines sonstigen Angehörigen" ersetzt. 
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2 689 der Beilagen 

Zu Art. I Z. 58 und 63 (§§ 195 und 302): 

Schon in den Erläuternden Bemerkungen -zur 
Regierungsvorlage wird zu Art. I Z. 41 (neu 
Z. 43 - betrifft § 152) ausgeführt, daß die Lei­
stungsverbesserung bezüglich des Familien- und 
Taggeldes auch bei den vergleichbaren Leistun­
gen der Unfallversicherung (§ 195) und der Pen­
sionsversicherung (§ 302) Platz greifen soll und 
die notwendigen Knderungen für die nächste 
Novelle vorgemerkt seien. 

Der Ausschuß war der Meinung, daß die 
Gleichziehung bezüglich dieser Leistungen so 
dringlich sei, daß sie schon jetzt vorgenommen 
werden soll. 

Zu Art. I Z. 62 (§ 292 Abs. 2 lit. 1): 

Im § 46 des Heeresversorgungsgesetzes, . BGBL 
Nr. 27/1964, in der Fassung der Novelle, BGBL 
Nr. 306/1964, ist vorgesehen, daß von einer auf 
Grund dieses Gesetzes gewährten Besch-ädigten­
rente bzw. von einer Witwenrente ein Drittel 
ah Grundrente im Sinne des § 292 ASVG. zu 
gelten hat. Diese Regelung hat ausschließlich 
Maßnahmen der Sozialversicherung zum Inhalt. 
Die vorliegende Novelle wird daher zum Anlaß 
genommen, sie durch Erweiterung des § 292 
Abs. 2 1it. I ASVG. in den Bereich der Sozia1-

möglich, die gleiche Wirkung der Elternrenten 
aus den beiden Rechtsbereichen auf dem Gebiet 
des Ausgleichszulagenrechtes im Wege der Aus­
legung unter Zuhilfenahme des § 96 Heeresver­
sorgungsgesetz zu erzielen Da diese Auslegung 
nicht unbestritten blieb, soll durch die ausdrück": 
liche Aufzählung der Elternrenten nach dem 
Heeresversorgungsgesetz diesbezüglich eine Klar­
stellung erreicht werden 

Zu Art. IV Abs. 5 und 6: 

In Wanderversicherungsfällen kommt es gele­
gentlich vor, daß die Gesamtleistung (§ 251 a 
ASVG.) geringer ist als die Leistung, die nur aus 
einer der beteiligten Versicherungen gebühren 
würde. Zur Hintanhaltung dieser Benachteili­
gung soll in Hinkunft zur Gesamtleistung ein 
entsprechender Zuschlag treten. Durch die Be­
zeichnung dieses Leistungsteiles als "Zuschlag« 
soll klargestellt werden, daß dieser Leistungsteil 
so zu behandeln ist wie sonstige Zuschläge, die 
zu einer Pensionsversicherung hinzutreten. 

Diese Leistungsverbesserung soll auch für Fälle 
gelten, in denen der Stichtag vor dem 1. Jänner 
1968 liegt. 

Zu Art. V Abs. 6: 

versicherung zu übernehmen, wobei bezüglich Mit § 447 b, betreffend die Gewährung von 
ihrer bisherigen Auswirkung keine Knderung Zuschüssen aus dem Ausgleichsfonds, wird Neu­
eintritt. Nach der bisher geltenden Fassung des, land betreten. Da die finanziellen Auswirkungen 
§ 292 Abs. 2 lit. I ASVG. in Zusammenhang mit der Zuschußgewährung aus dem Ausgleichsfonds 
§ 46 Heeresversorgungsgesetz sind von einem nicht zur Gänze überblickt werden können, soll 
Drittel der Beschädigten(Witwen)rente nach dem 'die in Rede stehende Bestimmung zunächst nur 
Heeresversorgungsgesetz zwei Drittel davon bei für die Dauer von drei Jahren gelten. Es werden 
der Feststellung des Gesamteinkommens außer daher letztmalig im Jahre 1970 auf Grund der 
Betracht zu lassen. Das ist derselbe Betrag, den Gebarung des Jahres 1969 Zuschüsse aus dem 
zwei Neuntel der Beschädigten(Witwen)rente Ausgleichsfonds gebühren. 
ergeben, wie ihn die vorliegende Neuformulie-
rung . vorsieht. 

Gleichzeitig wird § 292 Abs. 2 lit. I ASVG. Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit der 
d"hin erweitert, daß auch zwei Drittel der Ausschuß für soziale Verwaltung den An t rag, 
Elternrente (einschließlich einer allfälligen Zu- der Nationalrat wolle dem an ge s chI 0 s s e- '/'. 
satzrente) nach dem Heeresversorgungsgesetz in ne n Ge set zen t w ur f die verfassungs­
gleicher Weise wie die Elternrente nach dem mäßige Zustimmung erteilen. 
KOVG. bei der Feststellung des Gesamteinkom-
mens außer Betracht bleiben. Bisher war es nur I Wlien, am 4. Dez'ember 1967 

Machunze 
Berichtersta tter 

Gertrude Wondrack 
Obmann 
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689 der Beilagen 3 

"j. 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
XXX mit dem das Allgemeine Sozialversiche­
rungsgesetz abgeändert wird (21. Novelle 
zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikd I 

Das Allgemeine Sozialversid1erungsgesetz, 
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bun­
desgesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/ 
1957, BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, 
BGBl. Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. 
Nr. 290/1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. 
Nr. 168/1960, BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. 
Nr. 13/1962, BGBl. Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 184/ 
1963, BGBl. Nr. 253/1963, BGBl. Nr. 320/1963, 
BGBl. Nr. 301/1964, BGBl. Nr. 81/1965, BGBl. 
Nr. 96/1965, BGBl. Nr. 220/1965, BGBl. 
Nr. 309/1965, BGBl. Nr. 168/1966, BGBl. 
Nr. 67/1967 und BGBl. Nr. 20111967, wird ab­
geändert wie folgt: 

1. a) Im § 4 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß 
der Z. 7 durch einen Strichpunkt zu ersetzen. 
Als Z. 8 ist anzufügen: 

,,8. Personen, denen Leistungen der beruf­
lichen Ausbildung nach den §§ 199 oder 300 a 
gewährt werden, wenn die Ausbildung nicht im 
Rahmen eines Dienst- oder Lehrverhältnisses er­
folgt." 

b) § 4 Abs. 3 Z. 7 hat zu lauten: 

,,7. Bergführer und Fremdenführer, wenn sie 
diese Tätigkeit auf Grund einer behördlich erteil­
ten Bewilligung im Hauptberuf selbständig aus­
üben und auf Grund dieser Tätigkeit nicht Mit­
glieder einer Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft sind;". 

2. a) § 5 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten: 

,,2. Dienstnehmer, ihnen gemäß § 4 Abs. 1 
Z. 6 gleichgestellte Personen, ferner Heimarbeiter 
und. ihnen gleichgestellte Personen, hinsichtlich 
einer Beschäftigung, die nach Abs. 2 als gering­
fügig anzusehen ist;". 

b) § 5 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Eine Besrnäftigung gilt als geringfügig 
im Sinne des Abs. 1 Z. 2, 

a) wenn sie für eine kürzere Zeit als für eine 
Woche vereinbart ist und dem Dienstneh­
mer für einen Arbeitstag im Durmsrnnitt 
ein Entgelt von höchstens 50 S gebührt, 

b) wenn sie für mindestens eine Worne oder 
auf unbestimmte Zeit vereinbart ist und 
dem Dienstnehmer ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Arbeitstage als wöchentliches Ent­
gelt höchstens 150 S oder als monatlimes 
Entgelt höchstens 650 S gebührt, 

e) wenn das Entgelt nicht nach zeitlichen Ab­
schnitten, sondern nach einem anderen 
Maßstab (Akkordlohn, Stücklohn, Leistun­
gen Dritter) vereinbart ist und dem Dienst­
nehmer in einem Kalendermonat ein Ent­
gelt von höchstens 650 S gebührt. 

Eine Beschäftigung, die in den in Betracht 
kommenden Zeitabschnitten ein die obigen An­
sätze nicht übersteigendes Entgelt ergibt, weil 
infolge Arbeitsmangels im Betrieb die sonst 
übliche Zahl von Arbeitsstunden nicht erreicht 
wird (Kurzarbeit), und eine Beschäftigung der 
in § 1 der Hausbesorgerordnung 1957, BGBl. 
Nr. 154, bezeichneten Art gilt nirnt als gering­
fügig. Als geringfügig gilt ferner nicht eine auf 
unbestimmte Zeit vereinbarte Beschäftigung, 
wenn das daraus gebührende Entgelt nur deshalb 
nirnt mehr als 650 S in einem Monat oder 150 S 
in einer Woche beträgt, weil die Beschäftigung 
im Laufe des betreffenden Monats oder der be­
treffenden W orne begonnen hat, geendet hat 
oder unterbrochen wurde." 

3. a) § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. c hat zu lauten: 

"c) die Teilnehmer an Umschulungs-, Nach­
schulungs- und sonstigen beruflichen Aus­
bildungslehrgängen der Gebietskörper­
schaften, der Landesarbeitsämter, Landes­
invalidenämter, Sozialversicherungsträger 
sowie der gesetzlichen beruflichen Vertre­
tungen der Dienstgeber und Dienstneh­
mer, soweit die Schulung nicht im Rahmen 
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eines Dienst- oder Lehrverhältnisses durch­
geführt wird, sowie die Lehrenden bei sol­
chen Lehrgängen, ferner Personen, die eine 
im Rahmen eines Studiums an einer mitt­
leren oder höheren Schule, einer Akademie 
oder verwandten Lehranstalt oder einer 
Hochschule vorgeschriebene oder übliche 
praktische Tätigkeit ausüben, und Volon­
täre;". 

b) Dem § 8 Abs. 1 Z. 3 ist als lit. g anzu­
fügen: 

"g) die Mitglieder der Organe der gesetzlichen 
beruflichen Vertretungen der Dienstneh­
mer in Ausübung der ihnen auf Grund 
ihrer Funktion obliegenden Pflichten;". 

4. a) § 10 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Die Pflichtversicherung der Dienstneh­
mer, ferner der gemäß § 4 Abs. 1 Z. 3 pflicht­
versicherten, nicht als Dienstnehmer beschäftigten 
Personen, der in einem Lehr- oder Ausbildungs­
verhältnis stehenden Personen, der Personen, 
denen eine Leistung der beruflichen Ausbildung 
gewährt wird, sowie der Heimarbeiter und der 
diesen gleichgestellten Personen . beginnt un­
abhängig von der Erstattung einer Anmeldung 
mit dem Tag des Beginnes der Beschäftigung be­
ziehungsweise des Lehr- oder Ausbildungsver­
hältnisses. Für das Ausscheiden aus einem öffent­
lich-rechtlichen Dienstverhältnis, ohne daß dem 
Ausgeschiedenen ein Ruhegenuß und seinen Hin­
terbliebenen ein Versorgungsgenuß aus dem 
Dienstverhältnis zusteht, gilt hinsichtlich des Be­
ginnes der Pflichtversicherung nach diesem Bun­
desgesetz die Bestimmung des § 11 Abs. 5 ent­
sprechend." 

b) § 10 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Pflichtversicherung der in der Kran­
kenpflege selbständig erwerbstätigf:n Personen, 
der selbständigen Pecher und der selbständigen 
Winzer (§ 4 Abs. 3 Z. 2, 4 und 9), der selb­
ständig Erwerbstätigen und ihrer Familien­
angehörigen (§ 8 Abs. 1 Z. 3 lit. a und b), der 
Teilnehmer an Umschulungs-, N;lchschulungs­
und sonstigen Ausbildungslehrgängen sowie der 
Lehrenden bei solchen Lehrgängen, der Schüler 
an mittleren und höheren Schulen sowie der 
Studierenden an Akademien oder verwandten 
Lehranstalten und an Hochschul~n, die eine vor­
geschriebene oder übliche praktische Tätigkeit 
ausüben, und der Volontäre (§ 8 Abs. 1 Z. 3 
lit. c) sowie der Mitglieder der Organe der ge­
setzlichen beruflichen Vertretungen (§ 8 Abs. 1 
Z. 3 lit. g) beginnt mit dem Tag dl!r Aufnahme 
der versicherungspflichtigen Tätigkeit." 

5. a) § 18 Abs. 1 Z. 2 ha~ zu lauten: 

,,2. nach Nichtigerklärung, Aufhebung oder 
Scheidung der Ehe eines nach Z. 1 Versicherten 
dessen früherer Ehegatte;". 

b) ,Dem § 18 Abs. 1 ist als Z. 3 anzufügen: 

,,3. nach dem Tode eines nach 2. 1 versichert 
gewesenen selbständig Erwerbstätigen der über­
le bende Ehegatte." 

c) § 18 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Selbstversicherung beginnt in den 
Fällen des Abs. 1 Z. 1 mit dem auf den Beitritt 
folgenden Tag, in den Fällen des Abs. 1 Z. 2 
und 3 mit dem Tag des Eintrittes der Rechts­
kraft des gerichtlichen Urteiles über die Nichtig­
keit oder Auflösung der Ehe beziehungsweise mit 
dem Tag des Todes." 

d) § 18 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) In den Fällen des Abs. 1 Z. 2 und 3 ist 
das Recht zum Beitritt innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Tag des Eintrittes der Rechts­
kraft des gerichtlichen Urteiles über die Nichtig­
keit oder Auflösung der Ehe beziehungsweise 
nach dem Tag des Todes geltend zu machen." 

6. § 19 a Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Personen, die gemäß § 5 Abs. 1 Z. 2 in 
einem oder mehreren Beschäftigungsverhältnis­
sen von der Vollversicherung ausgenommen sind, 
können, solange sie ihren Wohnsitz im Inland 
haben, der Selbstversicherung in der Kranken­
und Pensionsversicherung hinsichtlich dieses Be­
schäftigungsverhältnisses (dieser Beschäftigungs­
verhältnisse) beitreten, wenn ihnen von mehre­
ren Dienstgebern zusammen ein Entgelt gebührt, 
das die in § 5 Abs. 2 genannten Beträge über­
steigt. " 

7. a) § 26 Abs. 1 Z. 2 lit. g hat zu lauten: 

"g) für die bei den gesetzlichen beruflichen 
Vertretungen der Dienstnehmer und 
Dienstgeber in der Land- und Forstwirt­
schaft und deren Berufsvereinigungen Be­
schäftigten;" . 

b) Dem § 26 Abs. 1 Z. 2 ist als lit. k anzu­
fügen: 

"k) für die Bediensteten des Viehverkehrs­
fonds, des Milchwirtschaftsfonds und des 
Getreideausgleichsfonds. " 

c) § 26 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Wird ein Dienstnehmer in demselben Be­
schäftigungsverhältnis vorübergehend, jedoch 
nicht länger als drei Monate, in einer Art be­
schäftigt, die die Zugehörigkeit zu einem ande-
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ren Versicherungsträger begründen würde, so 
bleibt die Zuständigkeit des bisherigen Versid1e­
rungsträgers auch für die Dauer der vorüber­
gehenden Beschäftigung unberührt." 

d) § 26 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Ist eine Betriebskrankenkasse gemäß Abs.l 
Z. 3 lit. b oder Abs. 4 zuständig und verlegt der 
Pensionsbezieher oder derjenige, dem eine Lei­
stung der beruflichen Ausbildung gewährt wird, 
in, der Folge seinen Wohnsitz; so geht auf seinen 
Antrag die sachliche Zuständigkeit zur Durm­
führung der Krankenversicherung auf die örtlich 
in Betramt kommende Gebietskrankenkasse mit 
dem der Antragstellung folgenden Monatsersten 
über." 

e) Dem § 26 ist als Abs. 4 anzufügen: 

,,(4) Für Personen, denen Leistungen der be­
ruflichen Ausbildung gewährt werden (§ 4 Abs. 1 
Z. 8), bleibt für die Dauer dieser Ausbildung 
jener Träger der Krankenversicherung samlich 
zuständig, der die der Ausbildung zuletzt voran­
gegangene Krankenversicherung durchgeführt 
hat." 

8. Im § 28 Z. 2 ist der Punkt am Schluß der 
lit. d durch einen Beistrich zu ersetzen. Als lit. e 
ist anzufügen: 

"e) die Mitglieder der Organe der Landarbei­
terkammern. " 

9. a) Im § 29 Abs. 1 ist der Ausdruck ,,§§ 245 
bis 247" durm den Ausdruck ,,§§ 245 und 246" 
zu ersetzen. 

b) Im § 29 Abs. 2 ist der Ausdruck ,,§§ 245 
bis 247" durch den Ausdruck ,,§§ 245 und 246" 
zu ersetzen. 

10. a) Am Ende des § 31 Abs. 3 Z. 13 ist der 
Punkt durch einen Strichpunkt zu ersetzen; als 
Z. 14 und 15 sind anzufügen: 

,,14. einheitliche Versimertennummern für alle 
nach den Vorschriften dieses oder eines anderen 
Bundesgesetzes versicherten Personen zu ver­
geben; 

15. Richtlinien zur Erhebung der für die Ver­
sicherung bedeutsamen Daten aller nach den Vor­
schriften dieses oder eines anderen Bundes­
gesetzes versimerten Personen aufzustellen sowie 
eine zentrale Anlage zur Aufbewahrung dieser 
Daten einzurichten und zu führen." 

b) § 31 Abs. 5 letzter Satz hat zu lauten: 

"Die gemäß Abs. 3 Z. 3, 11 und 15 aufgestellten 
Rimtlinien sind in der Famzeitschrift "Soziale 
Sicherheit" zu verlautbaren." 

11. a) § 35 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:, 

"Dies gilt entsprechend auch für die gemäß § 4 
Abs. 1 Z. 3 pflichtversicherten, nicht als Dienst­
nehmer beschäftigten Personen." 

b) § 35 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Bei den nach § 4 Abs. 1 Z. 4 und 5 Pflicht­
versicherten gilt der Träger der Einrichtung, in 
der die Ausbildung erfolgt, bei den nach § 4 
Abs. 1 Z. 8 Pflichtversicherten der Versiche­
rungsträger, der die berufliche Ausbildung ge'­
währt, als Dienstgeber. Bei Heimarbeitern (§ 4 
Abs. 1 Z. 7) gilt als Dienstgeber der Auftrag­
geber im Sinne der gesetzlichen Vorschriften über 
die Heimarbeit, auch wenn sich der Auftraggeber 
zur Weitergabe der Arbeit an die Heimarbeiter 
einer Mittelsperson bedient." 

12. § 41 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Die Meldungen nach § 33 Abs. 1 und 2 
sowie § 34 Abs. 1 sind mit den vom Träger der 
Krankenversicherung aufzulegenden Vordrucken 
zu erstatten; auch ohne Vordruck schriftlich er­
stattete Meldungen gelten als ordnungsgemäß 
erstattet, wenn sie alle wesentlimen Angaben 
enthalten, die für die Durchführung der Ver­
sicherung notwendig sind. Die Betriebskranken­
kassen können auf die Verwendung von V or­
drucken verzichten." 

13. a) § 44 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Der Beitragszeitraum umfaßt für Pflicht­
versicherte, deren Arbeitsverdienst nach Kalen­
dermonaten bemessen oder abgerechnet wird, den 
Kalendermonat, wobei dieser einheitlich mit 
30 Tagen anzunehmen ist, für die anderen 
Pflichtversicherten die Kalenderwoche, in die der 
Monatserste fällt und die folgenden vollen Ka­
lenderwochen dieses Kalendermonates. Aus Grün­
den der Verwaltungsvereinfachung oder wenn 
dies zur Sicherung des Beitragseinzuges erforder­
lich ist, kann die Satzung des Trägers der Kran­
kenversicherung auch längere Beitragszeiträume, 
höchstens aber ein Vierteljahr, oder kürzere Bei­
tragszeiträume bestimmen. Abweichende Beitrags­
zeiträume können überdies aum durm Verein­
barung mit dem Dienstgeber festgelegt werden; 
die mit dem Dienstgeber vereinbarten Beitrags­
zeiträume müssen mindestens eine Lohnzahlungs­
periode umfassen und dürfen, wenn sie mehr als 
eine Lohnzahlungsperiode enthalten, die Dauer 
eines Vierteljahres nimt übersteigen." 

b) § 44 Abs. 6 hat zu lauten: 

,,(6) Bei Pflichtversimerten nach § 4 Abs. 1 
Z. 8 ist als täglicher Arbeitsverdienst der Betrag 
von 70 S, bei Pflichtversimerten, die kein Ent­
gelt oder keine Bezüge der im Abs. 1 Z, 2 be­
zeichneten Art erhalten, der Betrag von 30 S an­
zunehmen. " 
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14. § 45 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Die allgemeine Beitragsgrundlage, die im 
Durchschnitt des Beitragszeitraumes oder des 
Teiles des Beitragszeitraumes, in dem Beitrags­
pflicht bestanden hat, auf den Kalendertag ent­
fällt, darf die Höchstbeitragsgrundlage nicht 
überschreiten. Als Höchstbeitragsgrundlage gilt 

a) in der Krankenversicherung 
ab Beginn des Beitragszeitraumes Jänner 

1968 der Betrag von 120 S, 
ab Beginn des Beitragszeitraumes Jänner 

1969 der Betrag von 135 S; 

b) in der Unfall- und Pensionsversicherung 
der gemäß § 108 d festgestellte Betrag. 

Umfaßt der Beitragsze,j,traum einen Kalender­
monat und hat für den ganzen Kalendermonat 
Beitragspflicht bestanden, so ist bei der Anwen­
dung der Höchstbeitragsgrundlage der Beitrags­
zeitraum jedenfalls mit 30 Tagen anzus·etzen." 

15. § 48 wird aufgehoben. 

16. a) § 49 Abs. 3 Z. 8 hat zu lauten: 

,,8. die Beihilfen auf Grund der besonderen 
gesetzlichen Vorschriften über den Familie~ 
lastenausgleich sowie die Wohnungsbeihilfen auf 
Grund der besonderen gesetzlichen Vorschrif­
ten;". 

b) § 49 Abs. 3 Z. 9 hat zu lauten: 

,,9. Zuschüsse des Dienstgebers, die für die 
Zeit des Anspruches auf laufende Geldleistungen 
aus der Krankenversicherung gewährt werden, 
sofern diese Zuschüsse weniger als 50 v. H. der 
vollen Geld- und Sachbezüge vor dem Eintritt 
der Arbeitsunfähigkeit, wenn aber die Bezüge 
auf Grund gesetzlicher oder kollektivvertrag­
licher Regelungen nach dem Eintritt der Arbeits­
unfähigkeit erhöht werden, weniger als 50 v. H. 
der erhöhten Bezüge betragen;". 

c) § 49 Abs. 3 Z. 12 hat zu lauten: 

,,12. freie oder verbilligte Mahlzeiten, die der 
Dienstgeber an nicht in seinen Haushalt auf­

. genommene Dienstnehmer freiwillig gewährt;". 

d) § 49 Abs; 3 Z. 20 hat zu. lauten: 

,,20. die unentgeltliche oder verbilligte Beför­
derung der eigenen Dienstnehmer und deren An­
gehörigen bei Beförderungsunternehmen, die Be­
förderung der Dienstnehmer zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte auf Kosten. des Dienstgebers 
sowie der Ersatz der tatsächlichen Kosten für 
Fahrten des Dienstnehmers zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte mit Massenbeförderungsmit­
teln;". 

17. a) Im § 51 Abs. 4 ist die Zitierung ,,(§ 4 
Abs. 1" Z. 3 und 4)" durch die Zitierung ,,(§ 4 
Abs. 1 Z. 4 und 5)" und die Zitierung ,,(§ 4 
Abs. 1 Z. 6)" durch die Zitierung ,,(§ 4 Abs. 1 
Z. 7)" zu ersetzen. 

b) Im § 51 Abs. 5 ist die Zitierung ,,(§ 4 
Abs. 1 Z. -5 und Abs. 3)" durch die Zitierung 
,,(§ 4 Abs. 1 Z. 6 und Abs. 3)" zu ersetzen. 

18. In § 52 zweiter Satz ist die Zitierung ,,§ 51 
Abs. 1 bis 3" durch die Zitierung ,,§ 51 Abs. 1 
und 3" zu ersetzen. 

19. § 56 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Für Versicherte, die v.om Dienstgeber 
nicht oder nicht rechtzeitig abgemeldet werden, 
sind die allgemeinen Beiträge bis zum Zeitpunkt 
der schriftlichen Abmeldung durch den Dienst­
geber, längstens aber für die Dauer von drei 
Monaten nach dem Ende der Versicherung, wei~ 
ter zu entrichten." 

20. a) § 59 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,(1) Werden Beiträge nicht innerhalb von elf 
Tagen nach der Fälligkeit eingezahlt, so sind von 
diesen rückständigen Beiträgen, wenn nicht ge­
mäß § 113 ein Beitragszuschlag vorgeschrieben 
wird, Verzugszinsen in der Höhe von 2 v. H. 
über der jeweiligen Rate der Oesterreichischen 
Nationalbank für den Wechseleskompte zu eIlt­
richten. § 108 Abs. 3 der Bundesabgabenord­
nung, BGBL Nr. 194/1961, gilt entsprechend. 
Für die Berechnung der Verzugszinsen können 
die rückständigen Beiträge auf volle 10 S abge­
rundet werden. 

(2) Der zur Entgegennahme der Zahlung be­
ruf ene Versicherungsträger kann die Verzugs­
zinsen in Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Verhältnis,se des Beitragsschuldners herabsetzen 
oder nachsehen. Die Verzugszinsen können über­
dies nachgesehen werden, wenn sie für die Bei­
träge eines Beitragszeitraumes den Betrag von 
10 S nicht übersteigen und die Nachsicht der 
Verwaltungsvereinfachung dient." 

b) § 59 Abs. 2 und 3 erhalten die BezeiG~nung 
Abs. 3 und 4. 

c) Im § 59 Abs. 3 ist der Ausdruck "von acht 
Tagen" durch den Ausdruck "von elf Tagen" 
zu ersetzen. 

21. § 68 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Das Recht auf Fesrtstellung der Verpflich­
tung zur Zahlung von Beiträgen verjährt binnen 
zwei Jahren vom Tage der Fälligkeit der Bei­
träge. Hat der Dienstgeber oder eine sonstige 
meldepflichtige Person (§ 36) überhaupt keme 
oder bewußt unwahre Angaben über die bei ihm 
beschäftigten Personen oder über deren Entgelt 
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(auch Sonderzahlungen im Sinne des § 49 Abs. 2) 
erstattet, so verjährt das Recht auf Feststellung 
der Verpflichtung zur Nachzahlung der Beiträge 
binnen sieben Jahren vom Tage ihrer Fälligkeit. 
Die Verjährung des Feststellungsrechtes wird 
durch jede zum Zwecke der Feststellung getrof­
fene Maßnahme in dem Zeitpunkt unterbrochen, 
in dem der Zahlungspflichtige hievon in Kennt­
nis gesetzt wird." 

22. Im § 72 Abs. 6 zweiter Satz ist der Betrag 
von 20 S durch den Betrag von 30 S zu ersetzen. 

23. a) § 74 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten: 

"Der Beitrag für die Teilversicherten in der 
Unfallversicherung nach § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. e 
und g ist in gleicher Höhe einzuheben wie der 
Beitrag der gemäß § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. a teil­
versicherten selbständig Erwerbstätigen." _ 

b) Im § 74 Abs. 2 erster Satz ist der Betrag 
von 20 S durch den Betrag von 30 S zu ersetzen. 

c) In § 74 Abs. 3 ist der Punkt am Schluß der 
Z. 3 durch einen Strichpunkt zu ersetzen; als 
Z. 4 ist anzufügen: 

,,4. für die nach § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. g teil­
versicherten Mitglieder der Organe der ge-setz­
lichen beruflichen Vertretungen von der in Be­
tracht kommenden gesetzlichen beruflichen Ver­
tr-etung. " 

24. a) Im § 76 Abs. 1 Z. 3 ist der Betrag von 
20 S durch den Betrag von 30 S zu ersetzen. 

b) Im § 76 Abs. 1 Z. 4 ist der Betrag von 20. S 
durch den Betrag von 30 S zu ersetzen. 

25. § 78 Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Für die Beiträge der Familienangehörigen 
in der Selbstversicherung in der Unfallversiche­
rung (§ 19 Abs. 1 Z. 2) haftet der selbständig 
Erwerbstätige zur ungeteilten Hand mit dem 
Versicherten." 

26. § 80 Abs. 5 erster Satz hat zu lauten: 

"Beiträge des Bundes nach Abs. 4 sind abge­
sondert vom übrigen Vermögen des Versiche­
rungsträgers fruchtbringend entweder in mün­
delsicheren inländischen Wertpapieren oder in 
gebundenen Einlagen bei Kreditunternehmen 
anzulegen, auf welche die Voraussetzungen des 
§ 446 Abs. 1 Z. 4 zutreffen." 

27. a) § 94 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Wird neben einem Pensionsanspruch aus 
der Pensionsversicherung mit Ausnahme der 
Ansprüche auf Knappschaftspension und Knapp­
schaftssold sowie Waisenpension noch Erwerbs­
einkommen (Abs. 2 und 3) aus einer' gleichzeitig 
ausgeübten Erwerbstätigkeit erzielt, so ruht der 
Grundbetrag mit dem Betrag, um den das im 

Monat gebührende Erwerbseinkommen 1800 S 
übersteigt, höchstens jedoch mit dem Betrag, um 
den die Summe aus Pension und Erwerbsein­
kommen im Monat den Betrag von 3200 S über­
steigt. An die Stelle der Beträge von 1800 Sund 
3200 S treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres 
die unter Bedachtnahme auf § 108 i mit der 
jeweiligen Richtzahl (§ 108 a Abs. 1) verviel­
fachten Beträge." 

b) § 94 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Hat der Pensionsberechtigte Anspruch 'auf 
eine Beihilfe nach den besonderen Vorschriften 
über· den Familienlastenausgleich, sind vom Er­
werbseinkommen für jedes Kind, für das An­
spruch auf eine Beihilfe besteht, 500 S im voraus 
abzusetzen. An die Stelle dieses Betrages tritt ab 
1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedacht­
nahme auf § 108 i mit der jeweiligen Richtzahl 
(§ 108 a Abs. 1) vervielfachte Betrag." 

'c) § 94 Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Waren die Voraussetzungen für die An­
wendung des Abs. 1 nicht während eines ganzen 
Kalenderjahres gegeben, weil der Pensionsberech­
tigte nicht während des ganzen Jahres Anspruch 
auf Pension hatte oder nicht ständig beschäftigt 
war, oder hat der Pensionsberechtigte während 
der Zeit, in der er Anspruch auf Pension hatte, 
e:n Entgelt bezogen, das in den einzelnen Kalen­
dermonaten nicht gleich hoch war, kann er beim 
leistungszuständigen Versicherungsträger bis 
31. März des folgenden Kalenderjahres beantra­
gen, daß die Bestimmungen des Abs. 1 für das 
vorangegangene Kalenderjahr oder den Teil des­
selben, für den ein Pensionsanspruch bestand, 
neuerlich angewendet werden, wobei als monat­
Ech gebührendes Entgelt das im Durchschnitt auf 
die Monate, in denen Pensions anspruch bestand, 
entfallende Entgelt anzunehmen ist. Eine solche 
neuerliche Feststellung kann jederzeit auch von 
Amts wegen erfolgen. Ergibt sich daraus ein 
Mehrbetrag gegenüber dem zur Auszahlung ge­
langten monatlichen Pensionsbetrag, ist der 
Mehrbetrag dem Pensionsberechtigten zu erstat­
ten;" 

28. § 98 Abs. 3 letzter Satz hat zu lauten: 

"Der Entbindungsbeitrag und das Sterbegeld 
können nur in den in Abs. 1 Z. 1 angeführten 
Fällen übertragen oder verpfändet werden." 

29. § 99 Ahs. 3 hat iu lauten: 

,,(3) Die Entziehung -einer Leistung wird, wenn 
der Entziehungsgrund in der Wiederherstellung 
oder Besserung des körperlichen oder geistigen 
Zustandes des Anspruchsberechtigten gelegen ist, 

---_ .. ~-_._-----
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mit dem Ablauf des Kalendermonates wirksam, 
der auf die Zustellung des Bescheides folgt, in 
allen anderen Fällen mit dem Ende des 
Kalendermonates, in dem der Entziehungsgrund 
eingetreten ist." 

30. Im § 104 Abs. 1 ist der Ausdruck "läng­
stens zwei Wochen" durch den Ausdruck "läng­
stens vier Wochen" zu ersetzen. 

31. § 108 hat zu lauten: 

"B e zug s b e r e c h t i gun g i m Fall e des 
Todes des Anspruchsberechtigten 

§ 108. Ist im Zeitpunkt des Todes des An­
spruchs berechtigten eine fällige Geldleistung 
noch nicht ausgezahlt, so sind, sofern in diesem 
Bundesgesetz nichts anderes bestimmt wird, 
nacheinander der Ehegatte, die leiblichen Kinder, 
die Wahlkinder, die Stiefkinder, der Vater, die 
Mutter, die Geschwister bezugsberechtigt, alle 
diese Personen jedoch nur, wenn sie mit dem 
Anspruchsberechtigten zur Zeit seines Todes in 
häuslicher Gemeinschaft gelebt haben. Steht der 
Anspruch mehreren Kindern oder Geschwistern 
des Verstorbenen zu, so sind sie zu gleichen 
Teilen anspruchsberechtigt." 

einer strengeren Bestrafung unterliegt, von den 
Gerichten wegen Vergehens mit Arrest von drei 
Monaten bis zu zwei Jahren bestraft. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten ent­
sprechend für die gemäß § 42 Abs. 1 mit der 
Einsicht beauftragten Bediensteten." 

34. § 117 Z. 3 lit. d hat zu lauten: 

"d) Wochengeld (§ 162);«. 

35. a) Im § 121 Abs. 4 Z. 3 ist die Zitierung 
,,§ 122 Abs. 2 Z. 2 und Abs. 3" durch die Zi­
tierung ,,§ 122 Abs. 2 Z. 2 oder Abs. 3" zu 
ersetzen. 

b) Im § 121 Abs. 4 ist der Punkt am Schluß 
der Z. 3 durch einen Strichpunkt zu ersetzen. 
Als Z. 4 und 5 sind anzufügen: 

,,4. Zeiten, während derer die Voraussetzun­
gen für die Angehörigeneigenschaft (§ 123) er­
füllt waren; 

5. Zeiten, während derer der Anspruch auf 
das Arbeitslosengeld ruhte, weil bei Auflösung 
des Dienstverhältnisses eine Abfertigung ge­
währt wurde." 

32. Dem § 113 Abs. 1 ist folgender Satz anzu- 36. § 122 Abs. 2 Z. 2 letzter Satz hat zu 
fügen: lauten: 

"Bei der Festsetzung des Beitragszuschlages hat 
~er Versicherungsträger die wirtschaftlichen Ver­
hältnisse des Beitragsschuldners, das Ausmaß der 
nachzuzahlenden Beiträge und die Art des 
Meldeverstoßes zu berücksichtigen." 

33. § 115 hat zu lauten: 

"V e r s c h wie gen he i t s p f I ich tim 
Unfallverhütungs- und Betriebs­

kontrolldienst 

§ 115. (1) Die fachkundigen Organe der Trä­
ger der Unfallversicherung (§ 187) sind ver­
pflichtet, über alle ihnen bei Ausübung ihres 
Dienstes bekanntgewordenen Geschäfts- und Be­
triebsgeheimnisse, insbesonder,e über die ihnen 
als geheim bezeichneten Einrichtungen, Verfah­
ren und Eigentümlichkeiten des Betriebes, strenge 
Verschwiegenheit zu bewahren. An diese Ver­
schwiegenheitspflicht, deren Erfüllung die in Be­
tracht kommenden Bediensteten in einem 
Diensteid zu geloben haben; sind sie auch im 
Verhältnis außer Dienst, im Ruhestand sowie 
nach Auflösung des Dienstverhältnisses gebun­
den. Wer diese Verschwiegenheitspflicht verletzt 
oder ein bei Ausübung des Dienstes bekanntge­
worden es und als solches bezeichnetes Geschäfts­
oder Betriebsgeheimnis zu seinem oder eines 
anderen Vorteil verwertet, wird, wenn die 
Handlung nicht nach einem anderen Gesetz 

"Sterbegeld ist auch zu gewähren, wenn der 
Versicherungsfall des Todes erst nach Ablauf von 
drei Wochen nach dem Ausscheiden aus der 
Pflichtversicherung, aber noch während der Ge­
währung (des Ruhens) von Krankengeld, An': 
staltspflege oder Wochengeld eingetreten ist." 

37. § 124 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Bei Selbstversicherten (§ 18) ist die Lei­
stungspflicht allgemein, soweit nicht für einzelne 
Leistungen eine längere Wartezeit vorgesehen 
ist, von der Erfüllung einer Wartezeit von sechs 
Wochen unmittelbar vor Eintritt des Versiche­
rungsfalles abhängig. Durch die Satzung kann 
diese Wartezeit auf drei Monate unmittelbar vor 
Eintritt des Versicherungsfalles ,erweitert werden. 
Bei den nach.§ 18 Abs. 1 Z. 2 und 3 Versicher­
ten sind auf die Wartezeit die Zeiten anzu­
rechnen, die der frühere Ehegatte bis zur Nicli­
tigerklärung, Aufhebung oder Scheidung der 
Ehe, der verstorbene Ehegatte bis zu seinem Tod, 
in der Selbstversicherung zurückgelegt hat. Die 
Satzung kann für Selbstversicherte auch den 
Kreis der Angehörigen einschränken, doch dür­
fen weder di,e Kinder (§ 123 Abs. 2 Z. 2 bis 6) 
bis zum vollendeten 15. Lebensjahr noch die 
Ehegattin ausgeschiossen werden, es sei denn, 
daß die Personen selbst berechtigt sind, der 
Selbstversicherung in der Krankenversicherung 
beizutreten. " 
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38. Der bisherige Inhalt des § 126 erhält die 
Bezeichnung Ahs. 1. Als Abs. 2 ist anzufügen: 

,,(2) Tritt im Falle des § 134 Abs. 2 oder 3 
während der Gewährung von Leistungen aus 
dem Versicherungsfall der Krankheit eine Knde­
rung in der Versicherungszuständigkeit ein, so 
geht die Leistungszuständigkeit auf den ver­
sicherungszuständig gewordenen Träger der 
Krankenversicherung über. Dies gilt auch, wenn 
die Versicherungszuständi:gkeit auf den Träger 
einer nach einem anderen Bundesgesetz geregel­
ten Krankenversicherung übergeht, mit der 
Maßgabe, daß die Leistungen vom versicherungs­
zuständig gewordenen Träger der Krankenver­
sicherung nach den für ihn geltenden Vor­
schriften weiterzugewähren sind." 

39. § 136 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Für den Bezug eines jeden Heilmittels auf 
Rechnung des Versicherungsträgers ist, soweit im 
folgenden nichts anderes bestimmt wird, eine 
Rezeptgebühr im Betrag von 4 S zu entrichten. 
Werden mehrere Heilmittel auf einem Rezept 
verordnet, so sind so oftmals 4 S zu entrichten, 
als Heilmittel bezogen werden. Die Rezept­
gebühr ist bei Abgabe des Heilmittels an die ab­
gebende Stelle für Rechnung des Versicherungs­
trägers zu zahlen. Die Zahlung ist von dieser 
Stelle auf dem Rezept zu vermerken." 

40. § 139 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Durch die Satzung kann die Höchstdauer 
des Krankengeldanspruches auf 78 Wochen er­
höht werden." 

41. a) § ,143 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Das Ruhen nach A'bs. 1 Z. 1 tritt nicht 
ein, wenn die Arbeitsunfähigkeit innerhalb einer 
Woche nach Beginn gemeldet wird. In Fällen, in 
denen die persönlichen Verhältnisse des An­
spruchsberechtigten oder das Vorliegen beson­
derer Gründe für die nicht rechtzeitige Meldung 
der Arbeitsunfähigkeit es gerechtfertigt erschei­
nen lassen, ist das Krankengeld auch für die zu­
rückliegende Zeit zu gewähren." 

b) Dem § 143 Abs: 5 ist folgender Satz anzu·· 
fügen: 

"In den Fällen des Abs. 1 Z. 3 hat eine Erhöhung 
der Geld- und Sachbezüge, die nach dem Beginn 
der Arbeitsunfähigkeit auf Grund gesetzlicher 
oder kollektivvertraglicher Regelu~gen eintritt, 
außer Betracht zu bleiben." 

42. § 148 Z. 2 hat zu lauten: 

,,2. Die den öffentlichen Krankenanstalten ge­
bührenden Verpflegskostenersätze sind, wenn es 
sich um den Versicherten selbst handelt, zur 
Gänze vom Versicherungsträger, wenn es sich 

aber um einen Angehör}gen des Versicherten 
handelt, zu 90 v. H. vom Versicherungsträger 
und zu 10 v. H. vom Versicherten zu entriduen. 
Ab Beginn der fünften Woche ununterbrochener 
Anstaltspflege hat der Versicherungsträger auch 
für Angehörige des Versicherten die Verpflegs­
kostenersätze Zur Gänze zu entrichten." 

43. a) § 152 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Das Familiengeld ist in folgender Höhe 
zu gewähren: 

a) solange der Versicherte auf Grund gesetz­
licher oder vertraglicher Bestimmungen An­
spruch auf Fortbezug von weniger als 
50 v. H. der vollen Geld- und Sachbezüge 
vor dem Eintritt "der Arbeitsunfähigkeit 
hat, in der Höhe von zwei Dritteln des 
Krankengeldes (§' 141 Abs. 1 beziehungs­
weise Abs. 2); 

b) solange der Versicherte auf Grund gesetz­
licher oder vertraglicher Bestimmungen 
Anspruch auf Fortbezug von 50 v. H. die­
ser Bezüge hat, in der Höhe eines Drittels 
des Krankengeldes (§ 141 Abs. 1 bezie­
hungsweise Abs. 2). 

Eine Erhöhung der Geld- und Sachbezüge, die 
nach dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit auf 
Grund gesetzlicher oder kollektivvertraglicher 
Regelungen eintritt, hat außer Betracht zu blei­
ben. Hat der Versicherte mehr als einen Angehö­
rigen, ,ist das Familiengeld für jeden weiteren 
für die Begründung des Anspruches auf diese 
Leistung nach Abs. 1 in Betracht kommenden 
Angehörigen um 5 v. H. der Bemessungsgrund­
lage zu erhöhen. Der Gesamtbetrag des erhöhten 
Familiengeldes darf in keinem Falle 75 v. H. der 
Bemessungsgrundlage übersteigen." 

b) § 152 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Versicherten, die wegen Fehlens von nach 
Abs. 1 in Betracht kommenden Angehörigen 
keinen Anspruch auf Familiengeld haben, gebührt 
für die in Abs. 1 bezeichnete Dauer an Stelle des 
Familiengeldes ein Taggeld. Das Taggeld beträgt 
bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 2 
lit. a 50 v. H. des Krankengeldes (§ 141 Abs. 1 
beziehungsweise Abs. 2), bei Vorliegen der V or­
aussetzungen nach Abs. 2 lit. b 25 v. H. des 
Krankengeldes (§ 141 Abs. 1 beziehungsweise 
Abs. 2), in allen Fällen mindestens jedoch 10 S 
täglich." 

44. § 154 hat zu lauten: 

"H i I f e bei k ö r perl i ehe n G e b r e­
ehen 

§ 154. Bei Verstümmelungen, Verunstaltungen 
und körperlichen Gebrechen, welche die Gesund­
heit, die Arbeitsfähigkeit oder die Fähigkeit, für 
die lebenswichtigen persönlichen Bedürfriisse zu 

689 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 9 von 15

www.parlament.gv.at



10 689 der Beilagen 

sorgen, wesentlich beeinträchtigen, kann die 
Satzung Zuschüsse für die Anschaffung der not­
wendigen Hilfsmittel vorsehen, soweit nicht ein 
Anspruch aus der gesetzlichen Unfallversiche­
rung, nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 
1957, nach dem Heeresverwrgungsgesetz oder 
nach dem Opferfürsorgegesetz besteht. Als frei­
willige Leistung kann der Versicherungsträger in 
solchen Fällen überdies, sofern dies notwendig 
und zweckmäßig ist, Krankenbehandlung und 
Anstaltspflege gewähren, soweit auf diese Lei­
stungen nicht schon ein Anspruch aus dem Ver­
sicherungsfall der Krankheit besteht." 

45. § 148 hat zu lauten: 

"A n s p r u c h s b e r e c h t i gun g 

§ 158. (1) Aus dem Versicherungsfall der Mut­
terschaft einer Ver~icherten sowie für die als An­
gehörige geltenden Personen sind die im § 117 
Z. 3 für dIesen Versicherungsfall vorgesehenen 
Leistungen beim Zutreffen der Voraussetzungen 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu 
gewähren. 

(2) Der El1tbindungsbeitrag wird an Weiter­
versicherte und Selbstversicherte nach § 18 sowie 
für Angehörige nur gewährt, wenn der Ver­
sicherte innerhalb der letzten zwei Jahre vor 
dem Eintritt des Versicherungsfalles mindestens 
zehn Monate nach diesem oder einem anderen 
Bundesgesetz krankenversichert war; von dieser 

. Wartezeit müssen mindestens sechs Monate im 
letzten Jahre vor dem Eintritt des Versicherungs­
falles zurückgelegt worden sein. Das gieiche gilt 
hinsichtlich des Wochengeldes für aus der Pflicht­
versicherung ausgeschiedene, nach § 122 Abs. 2 
Z. 2 oder Abs. 3 Anspruchsberechtigte. 

(3) Die Leistungen im Falle der Muttersd1aft 
für die Ehegattin eines Versicherten werden auch 
nach Auflösung der Ehe durch Tod des Ver­
sicherten, Aufhebung oder Scheidung sowie nach 
Nichtigerklärung der Ehe gewährt, wenn die 
Entbindung vor dem Ablauf des 302. Tages nach 
der Auflösung oder Nichtigerklärung der Ehe 
stattfindet. In diesem Falle tritt für die Ermitt­
lung der Wartezeit (Abs. 2) an Stelle des Tages 
des Eintrittes des Versichlerungsfalles der Tag der 
Auflösung oder Nichtigerklärung der Ehe. 

(4) Ergibt sich bei der Anwendung des Abs. 3, 
daß ein Anspruch auf die Leistungen im Falle 
der Mutterschaft für Angehörige gegen mehrere 
Versicherungsträger oder gegen einen Versiche­
rungsträger mehrfach begründet ist, so sind diese 
Leistungen nur einmal zu gewähren. Leistungs­
pflichtig ist der Versicherungsträger, der zuerst 
in Anspruch genommen wird." 

46. a) § 162 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Vom Anspruch auf Wochengeld sind Wei­
terversicherte, Selbstversicherte nach § 18 und 
Pflichtversicherte ausgeschlossen, die gemäß § 138 

Abs. 2 vom Anspruch auf Krankengeld aus­
geschlossen sind." 

b) § 162 Abs. 5 wird aufgehoben. 

47. § 163 wird aufgehoben. 

48. § 164 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten: 

,,1. weiblichen Pflichtversicherten, die An­
spruch auf Wochengeld haben (§ 162), im Aus­
maß von 400 S;". 

49. § 164 hat zu lauten: 

"E n t bin dun g s bei t rag 
§ 164. (1) Ein einmaliger Entbindungsbeitrag 

gebührt: 
1. weiblichen Versicherten, die Anspruch auf 

W' ochengeld haben, Selbstversicherten nach § 18 
und für Angehörige im Ausmaß von 1000 S; er 
kann durch die Satzung des Versicherungsträgers 
bis auf 2000 S erhöht werden; 

2. sonstigen weiblichen Versicherten mit Aus­
nahme der Selbstversiroerten nach § 18 im Aus­
maß von 2000 S. 

(2) In der Krankenversicherung der Pensio­
nisten und der gemäß § 9 einbezogenen Personen 
.wird ein Entbindungsbeitrag nicht gewährt." 

50. § 165 hat zu lauten: 

"Z usa m m e n t r e f f e n von A 11 S P r ü­
c h e n auf W 0 c h eng eid und K r a n­

kengeld 
§ 165. Treffen Ansprüche auf Wochengeld und 

Krankengeld zusammen, so gebührt nur das 
W oclJengeld. Die Dauer des W ochengeldanspru­
ches wird auf die Höchstdauer des Krankengeld­
anspruches nicht angerechnet." 

51. a) § 166 Abs. 1 Z. 1 hat zu lauten: 

,,1. solange die Versicherte auf Rechnung eines 
Versiroerungsträgers Anstaltspflege (auch Pflege 
in einem Entbindungsheim) erhält oder auf 
Rechn'ung eines Versicherungsträgers in einem 
Gent'sungs-, Erholungs- oder Kurheim oder einer 
Sonderheilanstalt untergebracht ist oder An­
spruch auf Ersatz der Verpflegskosten einem 
Versiroerungsträger gegenüber hat, in der Höhe 
des dem Versiroerungsträger hieraus erwachsenen 
Aufwandes;". 

b) § 166 Abs. 3 hat zu lauten: 
,,(3) Solange während einer Anstaltspflege 

(auch Pflege in einem Entbindungsheim) kein 
Wochengeld gebührt, ist weiblichen Versicherten 
Familien- oder Taggeld unter den Voraussetzun­
gen des § 152 in der dort angegebenen Höhe zu 
gewähren. Ruht der Anspruch auf Wochengeld 
gemäß Abs. 1 Z. 1 nur teilweise, so wird das in 
Betracht kommende Familien- oder Taggeld 
unter Anrechnung des nicht ruhenden, zur Aus­
zahlung gelangenden Wochen geldes gewährt." 

689 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)10 von 15

www.parlament.gv.at



689 der Beilagen 11 

52. § 167 hat zu lauten: 

"W 0 c he n gel ,d und E n tb in dun g s be i­
trag beim Tod der Wöchnerin 

§ 167. Stirbt eine Wöchnerin bei der Entbin­
dung oder während der Dauer des Bezuges des 
Wochenge1des, so ist dieses bis zum Ablauf der 
gesetzlichen Höchstdauer an denjenigen weiter­
zuzahlen, der für den Unterhalt des Kindes sorgt. 
Das gleiche gilt für einen im Zeitpunkt des Todes 
der Wöchnerin noch nicht ausgezahlten Entbin­
dungsbeitrag." 

53. a) § 169 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Beim Tod des Versicherten, des sonst nach 
§ 122 Anspruchsberechtigten oder eines Ange­
hörigen (§ 123) ist Sterbegeld zu gewähren." 

b) In § 169 Abs. 2 ist der Ausdruck ,,§ 122 
Abs. 1 oder 2" durch den Ausdruck ,,§ 122" zu 
ersetzen. 

54. § 170 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Vom Sterbegeld werden zunächst die 
Kosten der Bestattung bestritten. Der entspre­
chende Betrag wird an den gezahlt, der die 
Kosten der Bestattung getragen hat. Bleibt ein 
überschuß, so sind nacheinander der Ehegatte, 
die leiblichen Kinder, die Wahlkinder und die 
Stiefkinder, der Vater, die Mutter, die Ge­
schwister bezugsberechtigt, wenn sie mit dem 
Verstorbenen zur Zeit seines Todes in häuslicher 
Gemeinschaft gelebt haben. Fehlen solche Be­
rechtigte, so verbleibt der Uberschuß dem Träger 
der Kranken versicherung." 

55. § 171 hat zu lauten: 

"H ö h e des S t erb e gel des 

§ 171. (1) Das Sterbegeld beträgt beim Tode 
des Versicherten (des sonst nach § 122 Anspruchs­
berechtigten) oder eines Angehörigen (§ 123), 
unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 2 bis 4, 
das 25fache der Bemessungsgrundlage. Beim Tode 
des Versicherten (des sonst nach § 122 An­
spruchsberechtigten) kann der Versicherungsträ­
gerdas Sterbegeld durch die Satzung unter Be­
dachtnahme auf seine finanzielle Leistungsfähig­
keit bis zum 40fachen der Bemessungsgrundlage 
erhöhen. Das beim Tode eines Angehörigen ge­
bührende Sterbegeld ist um den Betrag des 
Sterbegeldes zu kürzen, das auf Grund eigener 
Pflichtversicherung . des Verstorbenen gebührt. 

(2) In der Krankenversicherung der Bezieher 
einer Pension mit Ausnahme der Bezieher einer 
Pension aus der knappschaftlichen Pensionsver­
sicherung beträgt das Sterbegeld das Einfache der 
monatlichen Pension einschließlich einer allfäl­
ligen Ausgleichszulage, jedoch ohne Kinder- und 
Hilflosenzuschuß und ohne Berücksichtigung von 
Kürzungs- und Ruhensbestimmungen. 

(3) In der Krankenversicherung der Bezieher 
einer Pension aus derknappschaftlichen Pensions­
versicherung beträgt das Sterbegeld 

1. im Falle des Todes des versicherten Emp­
fängers einer Knappschaftsalterspension, Knapp­
schaftspension oder Knappschaftsvollpension das 
Dreifache der monatlichen Pension (Gesamt­
leistung) einschließlich einer allfälligen Aus­
gleichszulage, jedoch . ohne Kinder- und Hilf-
10senzuschuß und ohne Berücksichtigung von 
Kürzungs- und Ruhensbestimmungen; 

2. im Falle des Todes des versicherten Emp­
fängers einer Witwen(Witwer)pension oder im 
Falle des Todes des Beziehers einer Waisenpen­
sion das Dreifache dieser Pension; 

3. im Falle des Todes des Ehegatten eines Pen­
sionsempfängers 50 v. H. oder im Falle des Todes 
eines sonstigen Angehörigen (§ 123) des ver­
sicherten Pensionsempfängers 20 v. H. des Ster­
begeldes nach Z. 1. 

(4) Das Sterbegeld gebührt in den Fällen der 
Abs. 1 bis 3 mindestens im Ausmaß des jeweili­
gen Richtsatzes für alleinst·ehende Pensions­
berechtigte aus eigener Pensionsversicherung 
(§ 292 Abs. 3 lit. a), es darf in den Fällen des 
Abs. 3 das 90fache der jeweiligen Höchstbeitrags­
grundlage inder Krankenversicherung nicht über­
steigen." 

56. § 181 a Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Für die gemäß § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. e und g 
in der Unfallversicherung Teilversicherten ist die 
Bemessungsgrundlage unter Bedachtnahme auf 
§ 178 nach den §§ 179 bis 181 zu ermitteln." 

57. § 187 Abs. 3 wird aufgehoben. 

58. § 195 hat zu lauten: 

"F ami I i e n- und Tag gel d bei G e­
währung der Anstaltspflege als 

Unfallheilbehandlung 

§ 195. (1) Gewährt der Träger der Unfallver­
sicherung als Unfallheilbehandlung Pflege in 
einer Kranken-, Kur- oder sonstigen Anstalt, so 
gebührt dem Versehrten Taggeld und für seine 
Angehörigen (§ 123 Abs. 2 bis 6) überdies Fami­
liengeld. Das Familiengeld kann unmittelbar 
den Angehörigen ausgezahlt werden. 

(2) Das Taggeld beträgt 12 S. Besteht wegen 
Fehlens von in Betracht kommenden Familien­
angehörigen kein Anspruch auf Familiengeld ge­
mäß Abs. 1, wird das Taggeld, wenn sich daraus 
ein höherer Betrag ergibt, in der Höhe von 
1 v. H. eines ZwöIftels der Bemessungsgrund­
lage gewährt. Unter denselben Voraussetzungen 
wird Versehrten, die nach diesem Bundesgesetz 
krankenversichert sind, bis zum Beginn der 
27 . Woche nach Eintritt des Versicherungsfalles 
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das Taggeld in der Höhe des in der Krankenver­
sicherung gemäß § 152 Abs. 3 gebührenden Tag­
geldes gewährt; das Taggeld ist auf Ersuchen des 
Unfallversicherungsträgers vom zuständigen 
Krankenversicherungsträger gegen Ersatz auszu­
zahlen. 

(3) Das tägliche Familiengeld beträgt für einen 
Angehörigen 1 v. H., für jeden weiteren Ange­
hörigen 0'4 v. H., zusammen jedoch- nicht mehr 
als 2'6 v. H. eines Zwölftels der Bemessungs-

. grundlage. Versehrten, die nach diesem Bundes­
gesetz kranken versichert sind, wird bis zum Be­
ginn der 27. Woche nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles das Familiengeld in der Höhe des in 
der Krankenversicherung gemäß § 152 Abs. 2 
gebührenden Familiengeldes gewährt; das Fami­
Eengeld ist auf Ersuchen des Unfallversiche­
rungsträgers vom zuständigen Krankenversiche­
rungsträger gegen Ersatz auszuzahlen. 

(4) Ein nach der Bemessungsgrundlage zu be­
messendes Familien(Tag)geld gebührt nicht, 
wenn und solange der Versehrte mehr als 
50 v. H. der vollen Geld- und Sachbezüge (§ 49 
Abs. 1) vor dem Eintritt der Arbeitsunfähigkeit 
weiter bezieht. Bezieht der Versehrte 50 v. H. 
der vollen Geld- und Sachbezüge weiter, gebührt 
ein nach der Bemessungsgrundlage zu bemessen­
des Familien(Tag)geld zur Hälfte. Eine Erhöhung 
der Geld- und Sachbezüge, die nach dem Beginn 
der Arbeitsunfähigkeit auf Grund gesetzlicher 
oder kollektivvertraglicher Regelungen eintritt, 
hat außer Betracht zu bleiben." 

59. a) Im § 210 Abs. 1 ist der Ausdruck "einer 
anerkannten Schädigung nach dem Kriegsopfer­
versorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152, bezie­
hungsweise Opferfürsorgegesetz, BGBI. Nr. 183/ 
1947," durch den Ausdruck "einer anerkannten 
Schädigung nach dem K,riegsopferversorgungs­
gesetz 1957, BGBI. Nr. 152, dem Heeresversor­
gungsgesetz, BGBI. Nr. 27/1964, beziehungsweise 
dem Opferfürsorgegesetz, BGBI. Nr. 183/1947," 
zu ersetzen. 

b) Im § 210 Abs. 4 ist der Ausdrudt "eine 
anerkannte Schädigung nach dem Kriegsopfcrver­
sorgungsgesetz 1957, BGBI. Nr. 152, beziehungs­
weise Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947," 
durch den Ausdruck "eine anerkannte Schädi­
gung nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 
1957, BGBl. Nr. 152, dem Heeresversorgungs­
gesetz, BGBI. Nr. 27/1964, beziehungsweise dem 
Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947," zu 
ersetzen. 

60. § 226 Abs. 3 letzter Satz wird aufgehoben. 

61. Im § 243 Abs. 1 Z. 1 ist der Ausdruck 
,,§§ 44 bis 48" durch den Ausdruck ,,§§ 44 bis 
47" zu ersetzen. 

62. § 292 Abs. 2 lit: lliat zu ~auten: 

,,1) zwei Drittel der nach dem Kriegsopfer­
versorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152, 
und dem Opferfürsorgegesetz, BGBl. 
Nr. 18311947, gewährten Grund- und 
Elternrenten, zwei Neuntel der nach dem 
Heeresversorgungsgesetz, BGBl. N r. 27 f 
1964, gewährten Beschädigten- und Wit­
wenrenten sowie zwei Drittel der Eltern­
renten einschließlich einer allfälligen Zu­
satzrente (§§ 23 Abs. 3, 33 Abs. 1 bzw . 
44 Abs. 1 und 45 Heeresversorg~ngs­
gesetz);". 

63. a) Im § 302 Abs. 2 zweiter Satz ist der 
Betrag von 20 S jeweils durch den Betrag von 
27 S zu ersetzen. 

b) Im § 302 Abs. 3 ist der Betrag von 10 S 
durch den Betrag von 12 S zu ersetzen. 

64. a) Im § 319 a Abs. 1 ist der Ausdruck 
,,80 Millionen Schilling" durch den Au~druck 
,,120 Millionen Schilling" zu ersetzen. 

b) Im § 319 a Abs. 3 ist der Ausdruck ,,4 Mil­
lionen Schilling" durch den Ausdruck ,,6 Mil­
lionen Schilling" zu ersetzen. 

65. Im § 320 a ist der Ausdruck "höchstens 
jedoch bis zum sechsfachen Betrag" durch den 
Ausdruck "höchstens jedoch bis zum zwölffachen 
Betrag" zu ersetzen. 

66. Im § 363 Abs. 2 ist der Ausdruck ,,10 S" 
durch den Ausdruck ,,30 S" zu ersetzen. 

67. Im § .409 ist die Zitierung ,,(§ 7 Z. 2 und 
§ 8 Abs. 1 Z. 2)" durch die Zitierung ,,(§ 7 Z. 2)" 
zu ersetzen. 

68. § 433 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten: 

,,4. für die Träger der Unfallversicherung ein­
schließlich der Versicherungsanstalt öffentlich 
Be diensteter ;" . 

69. Dem § 447 a ist als Abs. 5 anzufügen: 

,,(5) Von den Jahreseinnahmen (Abs. 2) sind 
30 v. H. zur Bildung einer Rücklage zu verwen­
den, die nur zur Deckung eines außerordent­
lichen Aufwandes aus den im § 447 c Abs. 1 
lit. a angeführten Gründen herangezogen werden 
darf. Die Rücklage ist fruchtbringend in mündel­
sicheren inländischen Wertpapieren oder in Ein­
lagen bei Kreditunternehmen anzulegen, auf 
welche die Voraussetzungen des § 446 Abs. 1 Z. 4 
zutreffen. " 

70. § 447 b hat zu lauten: 

"Z u s c h ü s s e aus dem Aus g lei c h s­
fon d s 

§ 447 b. (1) Den beitragspflichtigen Kranken­
versicherungsträgern (§ 447 a Abs. 4) gebühren 
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nach Maßgabe der Abs. 2 bis 7 für ein Gesdläfts­
jahr Zuschüsse aus dem Ausgleimsfonds, wenp. in 
diesem Geschäftsjahr die durchsdmittlime Bei­
tragseinnahme je Pflimtversimerten die Aus­
gleichsgrenze (Abs. 2) ni mt erreicht. 

(2) Ausgleimsgrenze ist der Durmsmnitt aller 
Beitragseinnahmen je Pflichtversimerten, die im 
Remnungsabsmluß des betreffenden Geschäfts­
jahres bei allen beitragspflichtigen Krankenver­
sicherungsträgern namgewiesen sind. 

(3) Bei der Ermittlung der durmsmnittlimen 
Beitragseinnahme je Pflimtversimerten gemäß 
Abs. 1 und Abs. 2 ist der sich aus der monat­
lichen Zählung der Pflichtversimerten ergebende 
Jahresdurchschnitt heranzuziehen. 

(4) In den Fällen des Abs. 1 gebührt der Zu­
schuß - unbeschadet der Bestimmungen der 
Abs. 5 und 7 - in der Höhe des Betrages, der 
sich durch Vervielfachung des Unterschiedsbetra­
ges zwischen der Ausgleimsgrenze und der durch­
schnittlichen Beitragseinnahme je Pflichtversicher­
ten des in Betracht kommenden Krankenversiche­
rungsträgers mit der Zahl der bei diesem im 
Jahresdurmschnitt pflichtversicherten Personen 
ergibt. 

(5) Der Zuschuß gebührt für ein Geschäftsjahr 
höchstens in dem Ausmaß, das erforderlich ist, 
um die bei dem Krankenversicherungsträger am 
Ende des Gesmäftsjahres vorhandenen liquiden 
Mittel auf ein Sechstel der Jahresaufwendungen 
dieses Versicherungsträgers zu erhöhen. Er ge­
bührt überdies höchstens im Ausmaß des Betra­
ges, um den bei dem in Betracht kommenden 
Krankenversimerungsträger 101 v. H. der Auf­
wendungen des betreffenden Geschäftsjahres die 
Einnahmen - ausgenommen allfällige Zuschüsse 
und Zuwendungen aus dem Ausgleichsfonds -
übersteigen. 

(6) Als liquide Mittel im Sinne des Abs. 5 
gelten die Barbestände zuzüglim der Einlagen 
bei Geldinstituten und 70 v. H. des Bilanzwertes 
der Wertpapiere abzüglim der nom nimt ab­
geführten, für fremde Rechnung eingehobenen 
Beiträge sowie der am Ende des Geschäftsjahres 
bummäßig fälligen unbericlltigten Versicherungs­
leistungen und sonstigen Verbindlichkeiten. 

(7) Die sich aus der Anwendung der Abs.4 
und 5 für ein Geschäftsjahr ergebenden Zusmüsse 
dürfen zusammen 10 v. H. der am Ende dieses 
Geschäftsjahres frei verfügbaren Mittel des Aus­
gleimsfonds der Krankenversicherungsträger 
nicht überschreiten und sind innerhalb dieses 
Höchstausmaßes verhältnismäßig zu kürzen. 

(8) Der Hauptverband hat die gemäß Abs. 1 
gebührenden Zuschüsse nam Vorliegen der zu 
ihrer Ermittlung notwendigen Unterlagen den 
in Betracht kommenden Krankenversimerungs­
trägern zu überweisen." 

71. a) Der bisherige § 447 b erhält die Be­
zeichnung § 447 c. 

b) § 447 c Abs. 1 lit. b hat zu lauten: 

"b) um eine unterschiedliclle Belastung aus der 
Gewährung von Sachleistungen, von Lei­
stungen der erweiterten Heilfürsorge, der 
Krankheitsverhütung sowie aus dem Be-

. trieb eigener Einrimtungen der Kranken­
behandlung ganz oder teilweise auszuglei­
chen oder". 

c) § 447 c Abs. 6 wird aufgehoben. 

72. Als § 447 d ist einzufügen: 

"D a r I ehe n aus dem Aus g 1 eie h s­
fon d s 

§ 447 d. (1) Aus den Mitteln des Ausgleichs­
fonds können den beitragspflichtigen Kranken­
versicherungsträgern aum Darlehen gewährt wer­
den. Für diesen Zweck dürfen Mittel hömstens 
bis zur Höhe von 50 v. H. der Rücklage nach 
§ 447 a Abs. 5 verwendet werde~. 

(2) Die Bestimmungen des § 447 c Abs. 3 bis 5 
gelten entspremend." 

. 73. a) § 457 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Die Träger der. Krankenversicherung 
haben, .soweit nichts anderes vorgesehen ist, für 
jeden Versimerten, für den sie Beiträge zu einer· 
Pensionsversicherung einheben, . die Versiche­
rungsunterlagen, die zur Feststellung der Lei­
stungen einer Pensionsversicherung erforderlich 
sind, genau aufzuzeimnen, diese Ailfzeimnungen 
durch eine im Verordnungsweg zu bestimmende 
Frist aufzubewahren und auf Verlangen dem 
Hauptverband sowie dem zuständigen Träger 
der Pensionsversicherung bekanntzugeben." 

b) § 457 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Soweit die Beiträge zur Pensionsv~rsiche­
rung der Arbeiter und Angestellten unmIttelbar 
an den Träger der Pensionsversimerung zu ent­
richten sind, hat, dieser die Aufzeichnungen nach 
den Abs. 1 und 2 selbst zu führen und auf Ver­
langen dem Hauptverband bekanntzugeben. " 

74. § 458 erster Satz hat zu lauten: 

"Die Behörden der Arbeitslosenversicherung so­
wie der Kriegsopferversorgung sind verpflimtet, 
auf Verlangen den Trägern der Krankenversiche­
rung und dem Hauptverband alle Tatsachen aus 
ihrem Geschäftsbereich bekanntzugeben, die für 
die Pensions ansprüche aus der Pensions,versime­
rung von Bedeutung sind." 

75. § 472 Abs. 2 Z. 3 hat zu lauten: 

,,3. die Höhe des Behandlungsbeitrages (§ 63 
Abs. 4 des Bundesgesetzes über die Kranken- und 
Unfallversicherung öffentlich Bediensteter) durch 
die Satzung unter Bedachtnahme auf die finan­
zielle Leistungsfähigkeit der Versicherungsanstalt 
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festzusetzen ist, wobei der Behandlungsbeitrag 
25 v. H. des jeweiligen Vertragstarifes für die in 
Betracht kommende Leistung nicht übersteigen 
darf." 

76. § 498 hat zu lauten: 

,,§ 498. Soweit das Notarversicherungsgesetz 
1938, BGBl. Nr. 2, auf Bestimmungen des Bun­
desgesetzes, betreffend die gewerbliche Sozial­
versicherung, Bezug nimmt, sind die an deren 
Stelle getretenen Vorschriften des vorliegenden 
Bundesgesetzes entsprechend anzuwenden." 

77. Im § 500 Abs. 1 ist die Zitierung ,,§§ 502 
Abs. 4 und 5, 503, 504 und 506" durch die Zitie­
rung ,,§§ 502 Abs. 4 und 5, 503 und 506" zu 
ersetzen. 

78. Im § 506 a zweiter Satz hat der Ausdruck 
"unter entsprechender Anwendung des § 48" zu 
entfallen. 

Artikel II 

Im § 64 Abs. 3 des Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetzes, BGBL N r. 200/1967, 
ist der Ausdruck ,,3 S" durch den Ausdruck ,,4 Sec 
zu ersetzen. 

Artikel III 

übergangsbestimmungen 

(1) Die erstmaligen Meldungen für Personen, 
die nach den Bestimmungen dieses Bundes-. 
gesetzes der Pflichtversicherung nach dem All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetz am 1. Jänner 
1968 unterliegen und nicht schon zur Pflicht­
versicherung angemeldet sind, sind bis 29. Feber 
1968 beim zuständigen Versicherungsträger zu 
erstatten. Die Bestimmungen der §§ 33 bis 38, 
41 bis 43 und 111 bis 113 des Allgemeinen So­
zialversid1erungsgesetzes sind entsprechend an­
zuwenden. 

(2) Personen, die am 31. Dezember 1967 nach 
den in diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften 
pflichtversich:ert waren, nach den Bestimmungen 
dies·es Bundesgesetzes aber nicht mehr pflichtver­
sichert wären, bleiben pflichtversich·ert, solange 
die Beschäftigung, welche die Pflichtversicherung 
nach den bisherigen Vorschriften begründet hat, 
weiter ausgeübt wird. Im übrigen sind die Be­
sti:mmungen dieses Bundesgesetzes auf eine solche 
Pflichtversicherung anzuwenden, jedoch kann der 
Versimerte bis 30. Juni 1968 bei dem für die 
Einhebung der Beiträge in Betracht kommenden 
Versicherungsträger den Antrag stellen, aus der 
Pflichtversicherung ausgeschieden zu werden; 
einem solchen Antrag hat der Versicherungs­
träger mit Wirkung von dem auf den Antrag 
folgenden Monatsersten stattzugeben. 

(3) Personen, die nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes als Pflichtversicherte in die 
Kranken- oder Unfallversicherung einbezogen 
werden und die am 1. Jänner 1968 bei· einem 
Versicherungsunternehmen vertragsmäßig kran­
ken- oder unter Einschluß der Arbeitsunfälle 
unfallversichert sind, können den Versicherungs­
vertrag bis 30. Juni 1968 zum Ablauf des auf 
die Aufkündigung folgenden Kalendermonates 
aufkündigen. Für den Zeitraum nach dem Er­
löschen des Versicherungsvertrages bereits ent­
richtete Versicherungsbeiträge (Prämien) sind 
vom Versicherungsunternehmen nicht zu er­
statten. 

(4) Versicherungsunternehmen, die das Ver­
sicherungsgeschäft betreiben, können jene Teile 
der versicherungsteclmischen Rückstellungen, die 
zufolge Kündigung gemäß Abs. 3 aufzulösen 
sind, steuerfrei auf eine Sonderrücklage für die 
Umstellung des Ges.ruäftshetriebes übertragen. 
Diese Rücklage ist in den folgenden Geschäfts­
jahren mit einem Teilbetrag von je 20 v. H. 
gewinnerhöhend (verlustmindemd) aufzulösen. 

(5) Persone~, die nach den am 31. Dezember 
1967 in Geltung gestandenen Vorschriften zur 
Selbstversicherung in der Krankenversicherung 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz 
nicht berechtigt waren, es aber bei früherem 
Wirksamkeits beginn der Bestimmungen des Ar­
tikels I Z. 5 lit. a und b dieses Bundesgesetzes 
gewesen wären, können das Recht auf Selbst­
v"ersicherung inder Krankenversicherung noch 
bis zum 29. Feber 1968 geltend machen. Die 
Selbstversicherung beginnt in diesen Fällen mit 
dem 1. Jänner 1968. 

(6) Ist die Ehe vor dem 1. Jänner 1968_ auf:: 
gelöst worden und war die sechsmonatige Frist 
des § 18 Abs. 4 des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes am 31. Dezember 1967 noch nicht 
abgelaufen, kann der Beitritt zur Selbstversiche­
rung in der Krankenversicherung noch bis 
29. Feber 1968 erfolgen. 

(7) Wurde ein Dienstnehmer am 31. Dezember 
1967 in demselben Beschäftigungsverhältnis 
vorübergehend, jedoch noch nimt länger als drei 
Monate in einer Art beschäftigt, die die Zug·e­
hörigkeit zu einem anderen Versicherungsträger 
begründen würde, so bleibt die _ Zuständigkeit 
des bisherigen Versicherungsträgers unberührt, 
sof.ern: die vorübergehende Beschäftigung nicht 
über den 31. März 1968 hinaus dauert. 

(8) Wird die Höd1stdauer des Krankengeld­
anspruches durd1 die Srtzung auf Grund der 
Bestimmungen des § 139 Abs. 2 des Allgemeinen 
Sozialversicherungs:gesetzes in der Fassung des 
Art. I Z.40 dieses Bundesgesetzes auf 78 Woch~n 
erhöht, so ist diese Satzungsbestimmung ab 
ihrem Wirksamkeitsbeginn auch auf Fälle anzu­
wenden, in denen der Krankengeldanspruch am 
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Beginn der 26. Woche vor dem Wirksamkeits- Gesamtleistung geringer als die Leistung, welche 
beginn der Satzungsänderung noch nicht er- unter Außerachtlassung der Sonderregelung nur 
schöpft war. aus einer der beteiligten Versicherungen gebüh-

(9) Die Bestimmungen des Art. I Z. 42, 43, 51, ren würde, so ist zur Gesamtleistung ein Zu-
58 und 63 gelten ab 1. Jänner 1968 auch für schlag in der Höhe des Unterschiedes der beiden 
Versicherungsfälle, die vor dem 1. Jänner 1968 Leistungen zu gewähren. 

eingetreten sind. (6) Die Bestimmungen des Abs. 5 sind auf An-
(10) § 158 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialver- trag auch anzuwenden, wenn der Stichtag vor 

sicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I' dem 1. Jänner 1968 liegt. In diesen Fällen ge­
Z. 45 dieses Bundesgesetzes ist auf Antrag auch bührt der Zuschlag ab 1. Jänner 1968, wenn der 
auf Versicherungsfälle anzuwenden, die vor dem Antrag bis 31. Dezember 1968 gestellt wird, 
1. Jänner 1968 eingetreten sind, sofern die Ent- sonst ab dem auf die AntragsteIlung folgenden 
bindung nach dem 31. Dezember 1967 erfolgt. Monatsersten. 

(11) Stillgeld gebührt nach Maßgabe der Be-
stimmungen des § 163 des Allgemeinen Sozial­
versich1erungsgesetzes in der am 31. Dezember 
1968 geltenden Fassung für die weitere Dauer 
des Anspruches über den 31. Dezember 1968 
hinaus, wenn die Entbindung vor dem 1. Jänner 
1969 erfolgt ist. 

Artikel IV 

S chi u ß b es t i in m u n g en 

(1) Für die am 31. Dezember 1967 nach § 17 
des Allgemeinen Sozialversicherungsges1etzes 
Weiterversicherten und die gemäß § 515 Abs. 1 
Z. 2 des genannten Gesetzes als Weiterversicherte 
geltenden Personen kann die Beitragsgrundlage 
auf Antrag bis auf 6750 S monatlich erhöht 
werden. Die Erhöhung ist nur zulässig, wenn 
der Versicherte ein der beantragten höheren Bei­
tragsgrundlage entsprechendes Gesamteinkom­
men nachweist. Sie wird mit dem der Antrag­
steIlung folgenden Monatsersten wirksam. Ein 
solcher Antrag kann nur bis längstens 31. De­
zember 1968 bei sonstigem Ausschluß gestellt 
werden. 

(2) Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt 
hat am 10. April 1968 derPensionsversiche­
rungsanstalt der Arbeiter einen Betrag von 
195 Millionen Schilling und der Versicherungs­
anstalt des österreichischen Bergbaues einen Be­
trag von 5 Millionen Schilling zu überweisen. 

(3) Der gemäß § 80 Abs. 1 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes für das Jahr 1968 
gebührende Bundesbeitrag vermindert sich um 
200 Millionen Schilling. 

(4) Im Jahre 1968 beträgt der Beitrag des 
Bundes zum Ausgleichsfonds der Krankenver­
sicherungsträger (§ 447 a Abs. 3 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes) 10 Millionen Schil­
ling; dieser Betrag ist in zwei gleichen Teil­
beträgen am 1. April und am 1. Oktober 1968 
dem Hauptverband der österreichischen Sozial­
versicherungsträger zu überweisen. 

(5) Ist die in Anwendung der Sonderregelung 
bei Vorliegen von Versicherungszeiten in mehre­
ren Pensions(Renten)versicherungen gebührende 

Artikel V 

Wirksamkeitsbeginn 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit nichts 
anderes bestimmt wird, am 1. Jänner 1968 in 
Kraft. 

(2) Es treten in Kraft 
a) rückwirkend mit dem 1. Juli 1967 die Be­

stimmungen des Art. I Z. 68 und 76; 
b) mit dem Beginn der Beitragsperiode Jän­

ner 1968 die Bestimmungen des Art. I 
Z. 13 bis 16 und 20; 

c) mit dem 1. Jänner 1969 die Bestimmungen 
des Art. I Z. 28, 34, 47, 49 und 52. 

(3) § 158 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 
Z. 45 dieses Bundesgesetzes tritt am 1. Jänner 
1969 in Kraft. 

(4) Art. I Z. 48 tritt mit 1. Jänner 1968 mit 
der Maßgabe in Kraft, daß der erhöhte Ent­
bindungsbeitrag in allen Fällen gebührt, in denen 
die Entbindung im Jahre 1968 erfolgt. 

(5) § 164 des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes in der Fassung des Art. I Z. 49 dieses 
Bundesgesetzes tritt am 1. Jänner 1969 mit der 
Maßgabe in Kraft, daß er unabhä1!gig vom 
Zeitpunkt des Eintrittes des Versicherungsfalles 
in allen Fällen anzuwenden ist, in denen die 
Entbindung nach dem 31. Dezember 1968 er­
folgt: 

(6) Die Bestimmungen des § 447 b des All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes inder Fas­
sung des Art. I Z. 70 dieses Bundesgesetzes tre­
ten 'am 1. Jänner 1968 mit der Maßgabe in 
Kraft, daß im Geschäftsjahr 1968 Anspruch auf 
Zuschüsse besteht, wenn die Voraussetzungen 
hiefür im Geschäftsjahr 1967 erfüllt waren; sie 
treten mit 31. Dezember 1970 außer Kraft. 

Artikel VI 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
betraut. 
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